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I. Allgemeiner Teil 

Der südliche Teil des im Land Mecklenburg-Vorpommern gelegenen Teils des 

Schaalsees soll als Naturschutzgebiet festgesetzt werden. 

Gemäß § 23 Absatz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes sind Naturschutzgebiete 

rechtsverbindlich festgesetzte Gebiete, in denen ein besonderer Schutz von Natur und 

Landschaft zur Erhaltung, Entwicklung oder Wiederherstellung von Lebensstätten, 

Biotopen oder Lebensgemeinschaften bestimmter wildlebender Tier- und 

Pflanzenarten aus wissenschaftlichen, naturgeschichtlichen oder landeskundlichen 

Gründen oder wegen ihrer Seltenheit, besonderen Eigenart oder hervorragenden 

Schönheit erforderlich ist.  

Die Ausweisung des Naturschutzgebiets „Schaalsee - Zarrentiner Becken“ schließt die 

Lücke zwischen den bereits bestehenden Naturschutzgebieten Strangen und Techin 

entsprechend der Verordnung über die Festsetzung von Naturschutzgebieten und 

einem Landschaftsschutzgebiet von zentraler Bedeutung mit der Gesamtbezeichnung 

„Naturpark Schaalsee“ vom 12. September 1990 (GBl. der DDR, Sonderdruck Nr.1477 

vom 1. Oktober 1990), zuletzt geändert durch das Naturschutzausführungsgesetz vom 

23. Februar 2010 (GVOBl. M-V S. 66), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 

24. März 2023 (GVOBl. M-V S. 546) geändert worden ist und der Verordnung über das 

Naturschutzgebiet „Schaalelauf“ vom 16. April 2007 (GVOBl. M-V S. 1540), die im 

Gebiet von gesamtstaatlich repräsentativer Bedeutung liegen. Das Naturschutzgebiet 

ist Bestandteil des EU-Vogelschutzgebietes „Schaalsee-Landschaft“ (DE 2331-471) 

und der überwiegende Teil des Naturschutzgebietes ist Bestandteil des Gebietes von 

gemeinschaftlicher Bedeutung „Schaalsee (MV)“ (DE 2331-306). Das Gebiet ist 

hinsichtlich der Ausprägung der verschiedenen Biotopflächen einschließlich des daran 

gebundenen Artenpotentials schutzwürdig und schutzbedürftig. Die Fläche liegt im 

Eigentum des Landes Mecklenburg-Vorpommern, des Zweckverbandes Schaalsee-

Landschaft und im Eigentum Privater. Zweckverband und Privateigentümer haben ihre 

Zustimmung erklärt. 

Mit der naturschutzrechtlichen Ausweisung wird Rechtssicherheit in Bezug auf die 

Umsetzung ordnungsrechtlicher Maßnahmen geschaffen. Die im Jahr 1990 in Kraft 

gesetzte Verordnung über die Festsetzung von Naturschutzgebieten und einem 

Landschaftsschutzgebiet von zentraler Bedeutung mit der Gesamtbezeichnung 

„Naturpark Schaalsee“, die 1992 geändert wurde und 1998 durch Gesetz von 

„Naturpark Schaalsee“ in „Biosphärenreservat Schaalsee“ umbenannt wurde, enthält 

keine Ermächtigung zum Erlass von Regelungen zum Befahren des Schaalsees. Die 

vom Biosphärenreservatsamt Schaalsee-Elbe erlassene Anordnung zum Befahren 

des Schaalsees in der Fassung vom 14. März 2005 (Kommunalanzeiger des Amtes 

Zarrentin Nr. 06/2005 vom 26. März 2005) ist als Verwaltungsakt als Rechtsgrundlage 

für den Erlass von Bußgeldbescheiden bei Verstößen gegen diese Verbote nicht 

ausreichend. Für die Zukunft wird die ordnungsrechtliche Vollziehbarkeit gewährleistet 

und erstmalig eine Ermächtigungsgrundlage für den Erlass einer Allgemeinverfügung 



zur Regelung des Befahrens geschaffen. Es werden mithin ordnungsrechtliche 

Möglichkeiten eröffnet, wenn bei dem Befahren des Sees Verbote nicht eingehalten 

beziehungsweise nicht registrierte Boote eingesetzt werden. Dies ist insbesondere 

deswegen von Bedeutung, weil sich der touristische Nutzungsdruck in den 

vergangenen Jahren erhöht und die Notwendigkeit von ordnungsrechtlichen 

Maßnahmen verstärkt hat. Im Gegenzug zu der Ausweisung des Naturschutzgebiets 

werden mehr Boote auf dem See zugelassen. 

Durch die Ausweisung als Naturschutzgebiet entstehen für das Biosphären-

reservatsamt Schaalsee-Elbe keine neuen Aufgaben. 

Obwohl der überwiegende Teil der unter Schutz zu stellenden Fläche Landeseigentum 

ist und damit § 15 Absatz 6 Ziffer 3 des Naturschutzausführungsgesetzes anwendbar 

und keine öffentliche Beteiligung nach § 15 Absätze 1 bis 4 des 

Naturschutzausführungsgesetzes erforderlich ist, soll die Öffentlichkeit vor Ort in 

geeigneter Form beteiligt werden. Es gibt eine hohe Anzahl privater Nutzerinnen und 

Nutzer, die insbesondere durch die neuen Regelungen der Vergabe von Bootsmarken 

betroffen sein werden. Zwar ist in der Verordnung selbst nur ein Hinweis auf die 

Möglichkeit der Regelung der Vergabe von Bootsmarken im Wege einer 

Allgemeinverfügung enthalten. Die Allgemeinverfügung selbst ist nicht Bestandteil der 

Verordnung. Das Thema Bootsmarken ist jedoch in Zarrentin äußerst sensibel und 

kann zu großem Unmut führen. Daher ist es wichtig, vor allem die Bevölkerung 

umfänglich in das Verfahren einzubeziehen.  

Aufgaben werden durch diese Rechtsverordnung nicht übertragen, so dass keine 

Belastungen für die kommunalen Gebietskörperschaften entstehen.  

 

II. II. Besonderer Teil 

Zu § 1 Erklärung zum Naturschutzgebiet 

In § 1 erfolgt die Erklärung des „Schaalsee - Zarrentiner Beckens“ zum Natur-

schutzgebiet. § 1 Absatz 2 legt die konkrete Bezeichnung des Naturschutzgebietes 

fest und trifft die Regelung zur Eintragung in das von der obersten Naturschutzbehörde 

geführte Verzeichnis der Naturschutzgebiete. Die Absätze 3 und 4 nehmen Bezug auf 

die Flächen, die bereits anderweitigem Schutz unterliegen, als Bestandteil des EU-

Vogelschutzgebietes „Schaalsee-Landschaft“ (§ 1 Absatz 3, DE 2331-471) und des 

Gebietes von gemeinschaftlicher Bedeutung „Schaalsee (MV)“ (§ 1 Absatz 4, DE 

2331-306). 

 

Zu § 2 Geltungsbereich 

In § 2 werden die Grenzen des Schutzgebiets im Sinne von § 15 Absatz 7 des 

Naturschutzausführungsgesetzes bestimmt. Im Absatz 2 wird die Form der Darstellung 

des Gebietes in der Übersichtskarte beschrieben, die als Anlage der Verordnung 

veröffentlicht wird. Diese Karte zeigt die Lage des Naturschutzgebietes in der Region 

auf. Eine hinreichend genaue Darstellung der maßgeblichen Grenzen des 



Naturschutzgebietes erfolgt in Absatz 3 durch den Verweis auf die Abgrenzungs- und 

Detailkarten. Durch die Bestimmungen zur Darstellung der konkreten Grenzziehung 

des Schutzgebietes, zur Verwahrung, Niederlegung und Einsichtnahme ist es jeder 

Person möglich, ohne unzumutbaren Aufwand detaillierte Informationen über die 

Schutzgebietsgrenze und somit über eine möglicherweise gegebene Betroffenheit 

(Nutzer, Pächter) zu erhalten. Durch die Festlegung, dass die bei den bezeichneten 

Stellen hinterlegten Karten Bestandteil der Verordnung sind, wird gesichert, dass nur 

die dort hinterlegten Ausfertigungen die Grundlage für darauf basierende 

Entscheidungen bilden. 

 

Zu § 3 Schutzzweck 

§ 3 legt den Schutzzweck als Naturschutzgebiet fest. Soweit das Schutzgebiet 

Bestandteil des Europäischen Vogelschutzgebietes ist, schützt es vor allem die in § 3 

Absatz 2 näher bezeichneten Brut- und Rastvogelarten sowie bezweckt die Erhaltung 

und Verbesserung ihrer Habitate.  

Soweit die Fläche das Gebiet von gemeinschaftlicher Bedeutung (§ 3 Absatz 3) 

überdeckt, dient es der Sicherung beziehungsweise Wiederherstellung eines 

günstigen Erhaltungszustandes der vorhandenen Lebensraumtypen von 

gemeinschaftlichem Interesse gemäß Anhang I der Richtlinie 92/43/EWG des Rates 

vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wildlebenden 

Tiere und Pflanzen vom 21. Mai 1992 (ABl. L 206 vom 22.7.1992, S. 7), die zuletzt 

durch die Richtlinie (EU) 2025/1237 vom 17. Juni 2025 (ABl. L, 2025/1237, 24.6.2025) 

geändert worden ist sowie der vorkommenden Arten mit ihren Habitaten nach Anhang 

II der Richtlinie.  

 

Zu § 4 Verbote 

In § 4 werden die Verbote festgelegt. Die aufgeführten Verbote entsprechen den in § 3 

festgelegten Schutzzwecken der Verordnung. § 4 Absatz 1 Satz 1 enthält allgemeine 

Verbote, die als Generalklausel ausgestaltet sind. Die Einzelverbote in den Nummern 

1 bis 14 dienen der Konkretisierung der generellen Verbote und erhöhen somit die 

Normklarheit. Sie sind zur Erreichung des Schutzzwecks des Gebietes erforderlich.  

 

Zu § 5 Zulässige Handlungen 

§ 5 enthält die für zulässig angesehenen Handlungen. Diese Bestimmung regelt 

Handlungen, die abweichend von bestimmten Verboten des § 4 zulässig sind, wie zum 

Beispiel die fischereiwirtschaftliche Nutzung, Unterhaltung der Gewässer und Gräben, 

Angelnutzung. Die aufgeführten Handlungen stellen zum Zeitpunkt des Inkrafttretens 

der Verordnung rechtmäßig ausgeübte Nutzungen oder hoheitliche Tätigkeiten dar. 

Mit dieser Regelung soll auch dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz Rechnung getragen 

und Beschränkungen des Eigentums, die zu einer unzumutbaren Belastung führen, 

begegnet werden. 

 



Zu § 6 Ausnahmen und Befreiungen 

Die Ausnahmen und Befreiungen sind in § 6 geregelt. Sie ermöglichen zur Wahrung 

des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes die Erteilung von Ausnahmen und Befreiungen 

von den Verboten der Verordnung. Absatz 1 bestimmt die materiellen 

Voraussetzungen für die Erteilung von Ausnahmen. Absatz 2 ermächtigt erstmalig zum 

Erlass einer Allgemeinverfügung zur Regelung des Befahrens. Befreiungen nach 

Absatz 3 können unter den Voraussetzungen des § 67 des 

Bundesnaturschutzgesetzes erteilt werden.  

 

Zu § 7 Ordnungswidrigkeiten 

§ 7 bestimmt die konkreten Tatbestände für das Vorliegen einer Ordnungswidrigkeit 

und verweist auf die Rechtsnormen, in denen die maximale Höhe der in Frage 

kommenden Geldbuße und die für das Ordnungswidrigkeitenverfahren zuständige 

Verwaltungsbehörde geregelt sind.  

 

Zu § 8 Inkrafttreten 

§ 8 regelt das Inkrafttreten der Verordnung. Eine Befristung ist nicht vorgesehen. 

 

 

 

 

Anlage – Karte zu § 2 Absatz 2 


